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40 solcher Fahnen wurden für  
die Nuclearban-Tour erstellt

„Ohne Frieden ist alles nichts!“ –
Große Herausforderungen: Kriege, Trump, Ampel-Aus

Wir leben in (w)irren und gefährlichen Zeiten: Der russi-
sche Krieg gegen die Ukraine geht in den dritten Winter, 
viele Zehntausende haben ihr Leben verloren, die Zerstö-
rungen sind riesig, und ein Ende ist nicht in Sicht. Der is-
raelische Militäreinsatz als Reaktion auf das Massaker der 
Hamas ist längst zu einem Krieg gegen die palästinensische 
Zivilbevölkerung im Gaza-Streifen geworden, wo die Men-
schen die Hölle auf Erden erleiden. In den USA ist Donald 
Trump klar als Nachfolger von Joe Biden erneut zum Prä-
sidenten gewählt worden – das, wie der „Spiegel“ schrieb, 

„gefährlichste Comeback der Welt.“ Was diese Rückkehr 
der Straftäters, Rassisten, Klimawandelleugner, Frauenfein-
des, „Dealmakers“ an die Macht bedeutet, ist in ihren Kon-
sequenzen auch für uns noch gar nicht abzusehen. Und 
nach dem Ende der Ampel-Regierung wird der Bundestag 
in wenigen Wochen neu gewählt werden. War schon die 
bisherige rot-grün-gelbe Koalition mit ihrem „Sonderver-
mögen Bundeswehr“, ihren Aufrüstungsplänen und ihren 
Rüstungsexporten in Kriegsgebiete aus pazifistischer Sicht 
eine Zumutung, wird es voraussichtlich nicht besser wer-
den. Unter einem Kanzler Merz droht die Wiedereinset-
zung der Wehrpflicht,  wahrscheinlich sogar eine allge-
meine Dienstpflicht unter Einbeziehung auch der Frauen. 
Und egal, wer mit wem koaliert, eine massive Erhöhung 
der Ausgaben für Krieg und Militär um 20, 30 oder auch 
40 Milliarden Euro pro Jahr ist in absehbarer Zeit zu er-
warten. Finanzieren lässt sich das nur durch massive Ein-
schnitte im sozialen Bereich, bei der Daseinsvorsorge und 
bei weiterer Vernachlässigung der bereits kaputtgesparten 
Infrastruktur. Und falls die Brandmauer der „bürgerlichen“ 
Parteien gegen die Rechtsextremisten von der AfD nicht 
hält, dann sitzen vielleicht die Faschisten bald mit an den 
Hebeln der Macht.
Aber Jammern nützt ja nichts! Deshalb gilt es jetzt, den 
Wahlkampf zu nutzen für die Kritik an Kriegspolitik und 
das Eintreten für friedliche Lösungen – am Infostand, in 
Diskussionsveranstaltungen, im Bekanntenkreis, am Ar-
beitsplatz. Und dann vielleicht im nächsten Jahr, dem 80. 
nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs und des ersten Ein-
satzes von Atombomben, bei Demos und Aktionen gegen 
die Stationierung neuer Mittelstreckenrakten. Erinnern wir 
uns an Willy Brandts Spruch, dass Frieden zwar nicht al-
les, aber ohne Frieden alles nichts ist. Diese Einsicht soll-
te uns leiten und stärken im Engagement für eine friedli-
chere und gerechtere Welt und der Suche nach Menschen, 
die mit uns gemeinsam dafür streiten und eintreten. In der 
DFG-VK und im Bündnis mit anderen Gruppen, die nicht 
auf Kriegstüchtigkeit setzen, sondern auf die Entwicklung 
von Friedensfähigkeit, die lieber zehnmal verhandeln wol-
len, als einmal zu schießen, die das vermeintliche Recht 
des Stärkeren durch die Stärke des Rechts ersetzen wollen.

„Frieden schaffen ohne Waffen“ –
Neue Runde des Ulli-Thiel-Friedenspreises

Seit der ersten Preisverleihung 2020 und den durch Corona 
geprägten Jahren hat sich der Friedenspreis kontinuierlich 
weiterentwickelt. Mehr als 80 Schulen haben in den ver-
gangenen Jahren über 100 Arbeiten eingereicht. Es spricht 

für den Wettbewerb, 
dass sich Schulklas-
sen und Gruppen 
aus unterschiedli-
chen Schularten be-
teiligen. Es ist in je-
dem Jahr spannend, 
wie viele Einsendun-
gen es gibt, was sehr 
variiert. 2023 haben 
sich 14 Schulen be-
teiligt, 2024 waren es 
29. Die Jury hat sich 
bisher flexibel darauf 
eingestellt und die 
Preise entsprechend 
angepasst. Auch das 
Angebot, Schulen zu 
besuchen, wird in-
zwischen hin und 
wieder angenommen. 
Mehrfach wurde da-
bei von Lehrkräften 
rückgemeldet, dass 
es für sie eine Wert-

schätzung ihrer Arbeit zum Thema Frieden sei und sie sich 
wahrgenommen fühlen, auch wenn sie nicht zu den Preis-
trägern gehören. Das scheint auch ein wichtiger Aspekt 
des von der DFG-VK initiierten Preises zu sein.
Weitere Informationen zur aktuellen sechsten Runde des 
Friedenspreises, bei der bis zum 12. April Beiträge einge-
reicht werden können, sind zu finden unter ulli-thiel-frie-
denspreis.de

Ampel-Aus verzögert wohl den „neuen Wehrdienst“ –
Unter CDU/CSU droht eine allgemeine Dienstpflicht

Am Vormittag des 6. November hat das Bundeskabinett 
den Gesetzentwurf für den „neuen Wehrdienst“ verab-
schiedet – am Abend hat Kanzler Scholz den Finanzmi-
nister Lindner rausgeworfen und damit die Ampel-Regie-
rung beendet. Ob der „alte“ Bundestag das Gesetz vor der 
Wahl noch verabschieden wird, ist eher unwahrscheinlich. 
Nach Meinung fast aller zurzeit im Bundestag vertretenen 
Parteien soll die Bundeswehr größer werden. Diese Ab-
sicht dürfte sich unter einer neuen Regierung nicht ändern, 
egal welche Farbkombination eine Koalition hat. Nicht än-



Veränderungen im DFG-VK-Landesverband –
Wechsel in der Geschäftsführung und neue Adresse

Im Sommer wurde das Büro des DFG-VK-Landesverbands 
in der Stuttgarter Werastraße aufgegeben. Da die Ge-
schäftsführerin Anete Wellhöfer in Karlsruhe lebt und über-
wiegend im Homeoffice arbeitet, waren das große Büro 
und der Veranstaltungsraum über anderthalb Jahre nahe-
zu unbenutzt. Die DFG-VK-Gruppe Stuttgart hat die Räu-
me ebenfalls nur einmal im Monat für ihre Gruppentref-
fen genutzt, deshalb war es richtig, das Büro aus Kosten-
gründen aufzugeben. Das eingesparte Geld kann damit für 
politische Aktivitäten verwendet werden. Die gefundene 
Alternative ist deutlich günstiger: Seit dem 1. August hat 
der DFG-VK-Landesverband ein kleines Büro in den Räu-
men von Ohne Rüstung Leben (ORL) in Stuttgart in der 
Arndtstraße 31 bezogen. Eine weitere Änderung wird es 
in der Geschäftsführung geben: Aus Gesundheitsgründen 
wird Anete Wellhöfer ihre Tätigkeit als Landesgeschäfts-
führerin im März leider beenden, nachdem sie zwei Jahre 
lang vertrauensvoll und mit vielen inspirierenden Ideen für 
die DFG-VK gearbeitet hat. Ihr Nachfolger ist Jonas Feh-
renbach aus Mannheim. Der „Neue“ ist gewissermaßen 
ein „Alter“: Bis zur letzten Bundestagswahl 2021 hatte Jo-
nas gemeinsam mit Anete im Karlsruher Wahlkreisbüro des 
Linke-Bundestagsabgeordneten Michel Brandt, der DFG-
VK-Mitglied war und ist, gearbeitet.

Neujahrstreffen des DFG-VK-Landesverbands –
25. Januar 2025, 10-17 Uhr, Karlsruhe

Mit einem interessanten Programm lädt die DFG-VK zu ih-
rem traditionellen Neujahrstreffen ein. Es findet statt am 
Samstag, 25. Januar, im Karlsruher Bonhoeffer-Haus in der 
Gartenstraße 29a. Der DFG-VK-Bundessprecher Jürgen 
Grässlin wird über die „Aufgaben des Pazifismus in der 
heutigen Zeit“ sprechen, Yannick Kiesel, Referent für Frie-
denspolitik im DFG-VK-Bundesverband und neuer Verant-
wortlichen für die „ZivilCourage“, über „Chancen und He-
rausforderungen der DFG-VK für die Zukunft“. Jonas Feh-
renbach wird ab März als neuer Landesgeschäftsführer ar-
beiten und stellt sich vor, seine Vorgängerin Anete Wellhö-
fer wird ein Resümee ihrer Arbeit ziehen. Eingeladen sind 
alle Mitglieder und Interessierte. Für das leibliche Wohl ist 
gesorgt – für diejenigen, die sich anmelden (ba-wue@dfg-
vk.de mit dem Betreff „Neujahrstreffen“) und mitteilen, ob 
sie fleischlich, vegetarisch oder vegan essen wollen.

  Frieden schaffen         ohne Waffendas Ziel:                                der Weg:

Anete Wellhöfer mit DFG-VK-Fahne  

beim „Tag der Bundeswehr“ am 8. Juni in Stetten am kalten Markt

dern dürfte sich aber auch die Haltung der meisten jungen 
Menschen, nicht freiwillig Kriegsdienst zu leisten. Genau 
deshalb hat ja der aktuelle für Krieg und Militär zuständige 
Minister Pistorius den „neuen Wehrdienst“ erfunden. Und 
der hat wie die Wehrpflicht insgesamt mit Zwang zu tun. 
Zunächst sollen alle zu ihrem 18. Geburtstag einen Frage-
bogen erhalten. Die Männer müssen ihnen ausfüllen, sonst 
droht ein Bußgeld, für Frauen soll es freiwillig sein. Denn 
noch verbietet es das Grundgesetz, Frauen zwangsweise 
zu Soldatinnen zu machen. Nach Artikel 12a Grundgesetz 
gilt die Wehrpflicht nur für Männer. CDU und CSU, die 
in den aktuellen Umfragen weit vor SPD und Grünen lie-
gen, sind dafür, die Verfassung zu ändern und eine allge-
meine Dienstpflicht für alle einzuführen. Mann und Frau 
sollen dann nur noch wählen dürfen, ob sie diese beim 
Militär oder beim technischen Hilfswerk oder im sozialen 
Bereich erfüllen wollen. Auf die DFG-VK dürfte in jedem 
Fall eine Menge Arbeit zukommen, wenn die jungen Men-
schen Rat suchen, wie sie jedenfalls den Kriegsdienst ver-
weigern können. Denn – immerhin – eine Abschaffung von 
Artikel 4 Absatz 3 des Grundgesetzes, wonach niemand 
gegen sein Gewissen zum Kriegsdienstmit der Waffe ge-
zwungen werden darf, plant bisher keine Partei. Die ersten 
Schulungen für neue KDV-Berater*innen und Auffrischun-
gen für die alten haben bereits stattgefunden. Und bald je-
den Tag gehen bei uns Anfragen von Menschen ein, die 
den Kriegsdienst verweigern wollen.

Die KDV-Zahlen steigen deutlich an –  
Das Berater*innen-Team wächst

  Jahr	              Unge-	     Soldat-    Reservis-   Gesamt
                          diente       *innen     *innen

2022 	 450	  235	  438	  1.123	
2023	 835	 178	 596	 1.609
bis 31.8.24	 1.268	 92	 693	 2.053

Die Anträge auf Kriegsdienstverweigerung (KDV) haben 
2023 und 2024 deutlich zugenommen. Das geht aus der 
Antwort der Bundesregierung vom 16. Oktober auf eine 
Anfrage der Gruppe Die Linke im Bundestag hervor, die 
von der DFG-VK initiiert wurde.
Obwohl die Ungedienten derzeit keinerlei Dienst leisten 
müssen, zeigen sie mit ihrer Verweigerung, dass sie für 
mögliche Kriegseinsätze der Bundeswehr nicht zur Verfü-
gung stehen. Die Zunahme der KDV-Anträge von Reser-
vist*innen ist die klare Antwort auf und deutliche Ableh-
nung der Pläne von Verteidigungsminister Pistorius, der 
Deutschland wieder „kriegstüchtig“ machen möchte.
Bei den Soldat*innen sind es fast ausschließlich Zeitsol-
dat*innen, die verweigern. Allerdings ist die Zahl der aus-
scheidenden Soldat*innen um ein Vielfaches größer, da 
rund 25 Prozent derjenigen, die sich zum „Freiwilligen 
Wehrdienst“ gemeldet haben, während der sechsmonati-
gen Probezeit die Bundeswehr wieder verließen.
Mehr als 80 Prozent der KDV-Anträge wurden bisher an-
erkannt. Skandalös ist hingegen, dass mehr als 350 Antrag-
steller*innen das eigentlich unveräußerliche Grundrecht 
auf KDV vorenthalten wurde und sie entweder wegen Un-
vollständigkeit oder Unzulässigkeit des Antrags abgelehnt 
wurden. Wir setzen uns als DFG-VK für die Abschaffung 
jeglicher Gewissensprüfung für Kriegsdienstverweigerer 
ein.


